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Trotz zahlreicher Herausforderungen war die Nahostpolitik der Europäischen Union im
vergangenen Jahr von Zurückhaltung und reaktivem Handeln geprägt. Neben den bekann-
ten Limitationen des außenpolitischen Profils der Europäischen Union lag dies auch an der
abwartenden Haltung vieler Akteure mit Blick auf die außenpolitische Positionierung der
neuen US-amerikanischen Administration unter Präsident Donald Trump. Der Findungs-
prozess in Washington scheint noch in vollem Gange zu sein und die EU-Mitgliedstaaten
suchen nach Wegen, die Motive und Leitlinien der zukünftigen Nahostpolitik der Vereinig-
ten Staaten zu dechiffrieren. 

Hinzu  kamen  auch  innereuropäische  Entwicklungen,  die  zu  einer  außenpolitischen
Zurückhaltung führten. Durch die französische Präsidentschaftswahl und den Amtsantritt
Emmanuel Macrons, die „Brexit“-Entscheidung Großbritanniens sowie den beginnenden
Wahlkampf in Deutschland und den Führungswechsel im Auswärtigen Amt waren und sind
im Feld der Außenpolitik wichtige Mitgliedstaaten mit innenpolitischen beziehungsweise
innereuropäischen Themen beschäftigt.

Wenig Hoffnung für Syrien

Der Konflikt in Syrien ist aus humanitären, sicherheits- und innenpolitischen Gründen die
wichtigste Herausforderung der europäischen Nahostpolitik. Im Zentrum der europäischen
Politik stehen dabei Versuche, über multilaterale Verhandlungsinitiativen zu einer Deeska-
lation des Konflikts beizutragen sowie in Zusammenarbeit mit internationalen und lokalen
Partnern die Terrormiliz „Daesh“ zurückzudrängen. 

Eine entscheidende Entwicklung war die Eroberung Aleppos durch die syrische Armee.
Das syrische Regime konnte die Schlacht um die ehemals prosperierende Industriemetro-
pole nach vierjährigem Kampf im Dezember 2016 zu seinen Gunsten entscheiden. Die
militärische Gemengelage scheint sich damit bis auf Weiteres zugunsten Präsident Baschar
al-Assads verschoben zu haben.1 Dennoch ist das Regime weiterhin stark von der militäri-
schen und politischen Unterstützung aus Russland und dem Iran sowie seitens der libanesi-
schen Hisbollah abhängig. 

Den Veränderungen auf dem Schlachtfeld tragen auch die diplomatischen Entwicklun-
gen  auf  dem  internationalen  Parkett  Rechnung.  Die  im  April  2016  unterbrochenen
Verhandlungen zwischen syrischer Regierung und Opposition wurden unter der Vermitt-
lung der  Vereinten Nationen im Februar 2017 wiederaufgenommen. Flankierend hierzu
verständigten sich Russland, der Iran und die Türkei im kasachischen Astana darauf, soge-
nannte „De-Eskalationszonen“ in Syrien einzurichten. In vier Schutzräumen nördlich von
Homs, der Provinz Idlib, östlich von Damaskus und im Süden Syriens soll seitdem eine

1 Aron Lund: A Turning Point in Aleppo, in: Carnegie Middle East Center, 1.12.2016. 
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Waffenruhe ebenso  gelten  wie  ein Flugverbot  für  Kampfjets  der  syrischen  Regierung.
Zudem verpflichtet sich Russland in den Gebieten keine Luftangriffe durchzuführen. Die
Waffenruhe ist jedoch brüchig.2 

Die  Europäische  Union  hat  die  Entwicklungen in der  politischen  und militärischen
Arena  in  ihrer  Syrienstrategie  teilweise  berücksichtigt.  Sie  nimmt  insbesondere  die  in
Astana ausgehandelten „De-Eskalationszonen“ zur Kenntnis und fordert den Iran, Russ-
land und die Türkei als deren Garantiemächte auf, die Einhaltung der Übereinkunft sicher-
zustellen. Darüber hinaus setzt die Europäische Union bei ihren Deeskalationsbemühun-
gen  weiter  auf  multilaterale  Foren  wie  die  „International  Syria  Support  Group“.  Die
Resolution 2254 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom Dezember 2015 bleibt
Referenzpunkt der europäischen Erklärungen zu Syrien und die Europäische Union dringt
weiterhin auf einen politischen Übergangsprozess.3 

Der Rat der Europäischen Union geht davon aus, dass 13,5 Mio. Syrerinnen und Syrer
von humanitärer Unterstützung abhängig sind.4 Hilfe für die Opfer des Bürgerkriegs sowie
die Stärkung der Nachbarländer, in denen das Gros der Flüchtlinge Zuflucht gesucht hat,
hat für die Europäische Union hohe Priorität. Damit soll eine weitere Destabilisierung der
Region  sowie  ein  erneutes  Ansteigen  der  Fluchtbewegungen  nach  Europa  verhindert
werden. Der Finanzierung humanitärer Hilfe diente die Geberkonferenz „Supporting the
future of Syria and the Region”, die von der Union im April 2017 in Brüssel einberufen
und auf der Hilfsgelder in Höhe von 5,6 Mrd. Euro für das Jahr 2017 zugesagt wurden.5 

Ambivalente Signale gab es aus Europa zur Zukunft Assads: Während die Liste der
Vertreter des syrischen Regimes, die seitens der Europäische Union mit Sanktionen belegt
wurden, Ende 2016 erneut ausgeweitet wurde,6 erklärte der neue französische Präsident
Macron, ein Rücktritt Assads sei aus französischer Sicht nicht mehr länger Voraussetzung
für die Beendigung des Kriegs in Syrien.7 Es bleibt abzuwarten, ob sich hier eine Neuposi-
tionierung der Europäischen Union ankündigt.

Parallel zu den Bemühungen, eine politische Lösung des Konflikts in Syrien zu unter-
stützen und humanitäre Hilfe vor Ort zu leisten, geht die internationale Staatengemein-
schaft unvermindert militärisch gegen „Daesh“ vor. Sowohl in Syrien wie auch im Irak
befindet sich die Terrormiliz in der Defensive. Die irakische Großstadt Mossul wurde von
irakischen  Truppen Ende Juni  2017  zurückerobert,  während  von den  USA unterstütze
kurdische  Milizen  auf  Raqqa  vorrückten.  Dem  Territorialprojekt  „Islamischer  Staat“
scheint damit bis auf weiteres Einhalt geboten zu sein. Die Ideologie und die Kapazitäten,
terroristische Anschläge zu verüben, bestehen jedoch weiterhin.

2 Aljazeera: Syria's “de-escalation zones” explained, 9.5.2017; Jonathan Spyer: Syria has effectively ceased
to exist, in: Foreign Policy, 19.5.2017.

3 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. Tagung des Rates Auswärtige Angelegenheiten,
Brüssel, 3. April 2017, Dok. 180/17.

4 Ebd.
5 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. Tagung des Rates Auswärtige Angelegenheiten,

Brüssel, 5. April 2017, Dok. 188/17.
6 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. Tagung des Rates Auswärtige Angelegenheiten,

Brüssel, 14. November 2016, Dok 649/16.
7 John Irish: France's Macron says sees no legitimate successor to Syria's Assad, in: Reuters, 21.6.2017.
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Eskalation in der Golfregion

Die  militärische  Kampagne  Saudi-Arabiens  im  Jemen  ging  unvermittelt  weiter  und
verschärfte damit die humanitäre Krise im ärmsten Land der arabischen Halbinsel. Laut
den Vereinten Nationen sind in dem Krieg bisher 10.000 Menschen getötet und 3 Mio.
Menschen in die Flucht getrieben worden. Neben der grassierenden Hungersnot droht eine
Cholera-Epidemie sich im Sommer 2017 drastisch auszuweiten.8 

Das militärische Engagement Riads in Jemen zielt darauf ab, den iranischen Einfluss in
der  Region zurückzudrängen. Riad unterstellt  Teheran,  die schiitischen Huthi-Rebellen,
die mit dem ehemaligen jemenitischen Präsidenten Saleh dessen Amtsnachfolger Mansur
Hadi vertrieben haben, militärisch zu unterstützen und als Stellvertreter zu nutzen.9

In den gleichen Kontext ist  die von  Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen
Emiraten (VAE) betriebene Eskalation  in  den  Beziehungen zu Katar  einzuordnen,  das
verhältnismäßig gute Beziehungen zum Iran unterhält. Am 5. Juni brachen Saudi-Arabien,
die VAE, Bahrain und Ägypten überraschend ihre diplomatischen Beziehungen mit dem
Emirat ab und schlossen ihre Handelswege. Wenig später stellten die genannten Staaten
Katar ein Ultimatum mit 13 Forderungen, zu denen unter anderem ein Herunterfahren der
Beziehungen Katars zum Iran, die Schließung des Fernsehsenders Al-Jazeera sowie ein
Ende jeglicher Unterstützung für radikale Gruppen und Terrororganisationen zählen.10 

Ein Ausweg aus der Krise um Katar ist nicht abzusehen und es ist davon auszugehen,
dass  sich  das  saudische  Vorgehen gegen die  tatsächliche  oder  vermeintliche  regionale
Expansion des Irans weiter fortsetzen wird. Der im Juni 2017 zum Kronprinz beförderte
Mohamed Bin Salman, Sohn König Salmans, ist ein außenpolitischer Hardliner und als
Verteidigungsminister verantwortlich für das saudische Vorgehen im Jemen. US-Präsident
Trumps dezidierte Ablehnung des sogenannten „Atomdeals“ mit dem Iran dürfte Riad in
seiner Haltung gegenüber Teheran zusätzlich bestärken. 

Dem Krieg im Jemen, der Eskalation zwischen Saudi-Arabien und Katar sowie dem
regionalen Konflikt zwischen Riad und Teheran steht  die Europäische Union mit ihrer
bisherigen Strategie der Deeskalation und des Dialogs weitgehend machtlos gegenüber.
Auch die  Außenpolitik  der  Trump-Administration  in  der  Golfregion  wird  die  Position
der Europäischen Union nicht stärken. Im Gegenteil: Präsident Trump schloss Waffenge-
schäfte in Höhe von Hunderten von Milliarden Dollar mit den Golfstaaten, allen voran
Saudi-Arabien,  ab.11 Zudem dürfte  sich  Riad  bei  seinem Vorgehen gegen Katar  durch
katar-kritische Tweets des US-Präsidenten ermutigt gefühlt haben.12 So bleibt der Europä-
ischen Union wenig mehr, als alle Konfliktparteien zur Mäßigung und zu Verhandlungen
aufzurufen,  ihre  Bestürzung  über  die  Opfer  unter  der  jemenitischen  Zivilbevölkerung

8 UN News Centre: Cholera cases in Yemen may reach 130,000 in two weeks, UNICEF warns, 2.6.2017,
abrufbar  unter:  http://www.un.org/apps/news/story.asp?NewsID=56885#.WTfSz2jyiUl  (letzter  Zugriff:
7.6.2017); Jens Heibach: Saudi-Arabiens Krieg im Jemen: keine Ausstiegsstrategie, in: German Institute
of Global and Area Studies Focus-Nahost 2/2017.

9 Heibach: Saudi-Arabiens Krieg im Jemen: keine Ausstiegsstrategie, 2017.
10 Associated Press: List of demands on Qatar by Saudi Arabia, other Arab nations, 23.6.2017.
11 Paul McLeary: Trump Comes to Riyadh Bearing Gifts, in: Foreign Policy, 19.5.2017.
12 Trump hatte getwittert: “During my recent trip to the Middle East I stated that there can no longer be fun-

ding of Radical Ideology. Leaders pointed to Qatar – look!”, vgl. Donald Trump: Tweet “During my recent
trip“, in: Twitter, 6.6.2017, abrufbar unter: https://twitter.com/realdonaldtrump/status/8720621597899857
92?lang=de (letzter Zugriff: 30.6.2017).
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sowie ihre Besorgnis über die humanitäre Situation und die Konsequenzen des Kriegs für
die regionale Stabilität auszudrücken und sich ansonsten auf die humanitäre Unterstützung
der Zivilbevölkerung zu fokussieren.13 

Keine Bewegung im Nahostkonflikt

Die Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts im Rahmen der  Zwei-Staaten-
Lösung bleibt weiterhin ein maßgebliches Ziel der europäischen Nahostpolitik. Bereits in
der sogenannten „Venice Declaration“ aus dem Jahr 1980 hatte die Europäische Union
diese Zielsetzung formuliert, die seitdem zum Konsens in der internationalen Politik und
Gegenstand zahlreicher – wenngleich bislang erfolgloser – Verhandlungsinitiativen gewor-
den ist. Um diese Übereinstimmung weiter aufrechtzuerhalten, organisierte Frankreich im
Januar 2017, während der letzten Amtswoche von Trumps Amtsvorgänger Barack Obama,
eine  Nahostkonferenz,  die  an  eine  Ankündigung  Frankreichs  aus  dem  Sommer  2016
anknüpfte. Unter den über 70 teilnehmenden Staaten und internationalen Organisationen
befanden sich das sogenannte „Nahost-Quartett“, die G20-Staaten, die Veto-Mächte des
UN-Sicherheitsrates sowie eine Reihe europäischer und arabischer Staaten. 

Die Initiative zielte auf eine Verbesserung der internationalen Rahmenbedingungen und
die Aufrechterhaltung der Parameter einer Zwei-Staaten-Lösung ab, nicht jedoch auf die
unmittelbare Aufnahme von direkten Verhandlungen zwischen den Konfliktparteien, die
nicht an der Konferenz teilnahmen. Dies spiegelt auch die Abschlusserklärung wider, die
die bisherigen internationalen Initiativen bündelt  und sich zu der  Zwei-Staaten-Lösung
bekennt. Die Unterzeichner beklagen die beidseitige Gewaltanwendung, das von der Sied-
lungspolitik verursachte Leid und erkennen gleichzeitig das legitime Sicherheitsinteresse
Israels sowie den Wunsch der Palästinenser nach staatlicher Souveränität an.14 

Von Seiten der israelischen Regierung unter Benjamin Netanyahu wurde die franzö-
sische  Initiative  strikt  abgelehnt  und  als  „letzte  Zuckungen  der  Welt  von  gestern“15

bezeichnet.  Die  Palästinenser  begrüßten  die  Konferenz  zwar  grundsätzlich,  dennoch
verschob auch Mahmoud Abbas eine Reise nach Paris. Der neue US-Präsident kritisierte
die Konferenz vor seinem Amtsantritt scharf.16 

So lange  sich die amerikanische  Nahostpolitik noch in  der  Findungsphase  befindet,
beschränkt sich die Europäische Union darauf, die bestehenden internationalen Parameter
aufrechtzuerhalten und zu versuchen, diese auch der Administration Trumps nahezubrin-
gen.  Inwieweit  dies  gelingen wird,  muss sich erst  noch zeigen.  Zumindest  scheint  die
zuvor von Trump angekündigte Verlegung der US-Botschaft nach Jerusalem nicht mehr
auf der Agenda zu stehen.17 
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